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6., 13 ei, 'blatt 12. Kai 1955 

I ' .tn f r , g i 

, 
del," Abg. Dr. lt r a n z 1 1ft a y 1', l>r. G' 8 C) b n i, t II e r, VI all a 

und Gepos$en 

an den Bundesminietertür Inneres. 

,betreffend Abstellung der verfassUPgswidr1,sn ~r.XiB der POlizei'behörden 

bei der Handhabull« der §~ 2 und 4 deeGesetzes lUD1 Sohutze der per8~n~ 

lichen Freiheit, vom 21. 10. 1862, RG13i.. Ir. 87. 

-.--.- ... 
:Der VerfaEisungsgerichtsbof hat in seinem über die Besohwerde des 

Dr. JuliuG Brachetka ergangenen Erkenntnis vom 17. März 1955, ~.Zl. 
'lV'20.'l~Q~/54 unmißverständlioh folgende Fests1;ellulllen getrc9f:ten~ 

§ 2 dee Gesetzes zum Schutze der pers<snliohen Freiheit v6m27 .lO.le62, 

. RGBl. Nr. 87, das gemäß Ärt. 149 B.-VG. als Vertassungsgesetz gilt, gestattet 

die Verhaftung einer Person grundsätzlioh nur ~'~ Grund eines sohriftiiohen 

~i t G;rfinden ~Etrsehenen richt~rlicben Befehles. Ei,ne Absohwäohung oder Ein­

~ohränku~g erfährt dies~r Grundsatz duroh § 4 desselben Gesetzes, wonaoh 

9-1e zur. Anhal tung mareoht igten Organe der ~ffentliohen Gewalt in den vom 

Gesetz bestimmten' Fällen eine :Person i1\ Verwahrung nehmen dürfen. Als eine, 

eo:J.ohe ~es etzlic~e.Ausnahme kommt , soweit es sich ,im gerichtlich strafbare 

Verbl'echen oderVe;rgehenhandelt.§ 177 BtPO. in Betraoht, naoh der die 

vorläufige Verwahl'Wlgdes eines verbrechens Oder,'fergehene Verdäohtigen 

durch Organe der6iche:rheitsbehörde in den Fä.llen des § 175 z. 2, 3 und 4 
StPO., d.h, wegen Fluoht-, Verdunkelungs- und Wiederholungsgefahr erfolgen 

darf, wenn die vorläufige Einholung eines riohterlichen Befehles wegen Ge­

fahr 1m Verzuge nioht, tunlioh i~t. 
l'rotz dieser klare'n Reohtslage nehmen Polizeibehörden immer wieder 

verdächtige Personen ohne riohterlichen Befehl in Haft, obwohl keine Gefahr 

1. Verzuge ist. 

Nur ein verschwindend geringer Bruohteil aller dieser Fälle wird zum 

Anlaß einer Verf~8sungsgeriohtshofbesohwerde gemacht. Trotzdem mußte sicb 

d;erVerfassungsgeriohtshof in dar Vergangenheit bere.its mit verhältnismäßig 

zahlreichen einschlägigen Beschwerden befas sen. Offenbar verspreohen .sich, 

die Polize1behörden von der Vornahme von Verhaftungen eine wesentliqhe Er-, 

leichterung ihrer Untersuchungstätigkeit. 
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, 7. Beiblatt l2~ Mai 1955 

Naoh §,4 des Gesetfis zum Schutze der persönliohen Freiheit sino.,die 

Sioherheitsbehörden verpfliohtet. eine von ihnen ,i~ Verwahrung genommene 

iers9n innerhalb der nijohsten 48 Stunden entweder freizulassen oder an die 

zuständige Beht5r~A, d.h. bei gericbtlich strafbaren Handlungen an den 

Untersuchungsriohter abzuliefern. Das kann bei der kategorischen, vorbe-' 
" . 

haI tlosenFaasung des Gesetzes nur bedeuten, daß mit Ablauf dieser Frist 

jedes VerfügUngsrecht der Sicherheitsbehörde über eine von ihr in Ve~ah­

rung genommene Ferson aufhört, und hat ded:halb die Folge, daß der Häftling 

nunmehr beim Unters'Uohungsgericht in Haft zu bl.eiben hat, solange diese 

aufrecht·erhalten wird. Ein gegenteiliges Vorgehen der Sicherheitsbehör­

den würde den Häftling der prozessualen Garantien berauben, di~ 'ihm daS 

Gesetz zusiOhert. und WÜrde die Verhängung der ordentliohen Untersuchungs­

haft zu einer leeren For~alität ~erab~rücken. Die zwingende Vor~ohrift des 

Gesetzes riohtet sich dah~r nicht nur an die Geriohte, sondern auch an die 

Sioherheitsbeh8rden und schreibt diesen ein Verhalten vor, mit dem die Ver­

fÜgung Über den Häftling nach Ablauf der 48-stündigen Frist nicht in Ein-

klang $ bringen ist. ])i€ Weiterbehaltung des Beschwerdeführers in polizei­

~ichem Gewahrsam stellt sich daher als eine Verletzung des duroh § 4 des 

Geset'z~s zu;~" ;:';chutz der persönliohem Freihei~ gewälpfleisteten Gru,ndreohtes 

da~. 
, 

Die Abliefe~ng von Poliz~ihäftlingen an den Untersuchungsrichter m1t 

dem Antrage~ sie weiter in ihrem Gewahrsam zu belassen, verstößt somit an 

und für sioh gegen das Ges~t~ zum Sohutzeder persönlichen Freiheit. 

Der Wille des Ges.etzes geht ganz klar dahin, daß mi,t der Einlei tung 

der Vorunt-ersucb.ung deren Gang aussohließlich VOJll. Untersuohungsriohter be.oo 

stimmt wi.rd. Diese vom Gesetz gewollte Konzentration der Voruntersuchung 

in der Hand des Untersuohungsrichters schließt es aus, daß neben der ge­

riohtlichen Voruntersuohung' und unabhängig von ihr eine polizeiliche Unter­

suchung geführt wird •. die sich ~oht auf bestimmte, vor Gerioht ertei.lte 

Aufträge bezieht. 

, Daß eine ~olizeib0hörde trotz Einleitung der gerichtlichen Vorunter­

suchung die Erhl-ibunCcn ~ber die berei ts angezeigten Fakten ohne bestimmten 

.Auft~ag des Gericht·(; l} !'~ch eigenem Ermessen fortfUhrt, bedeutet überdi,es 

eine Verletzung des durc4 .A~t. 83 Abs. 2 B.-VG. gewährleisteten Rechtes 

auf den gesetzlichen Richter. 
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8. Beiblatt l2. Mai 19'5 

Der Umstand .• daß die Polizeib~h8rden. die nach dem oben e.rwähnten 

Erkennt~is dee Verfassungsgerichtshofes als ~indeut~g Vert'assungswidr~g .. 

ke1t b~zeichZ1ete Praxis einerseits der Verhaftung von Personen ohne 

riQhter;J.~chen ~efeh1, obwohl keine Gefahr :im Ver~g~ ist, und anderer­

sei",8 der Aufrflchterhal tung der pOlizeiiiohen Haft .,und selbständigen J'ort. 

fUhrung der Unt~rsuchung schon seit langen Jahren handhaben, kann keines­

falls. die Beibe};l.altUllg dieser Praxis rechfertigen. 

Die gefertigten ,Apgeordneten s·tellen daher die 

.AAlfrag e • 

Ist der Herr 13undesminister für Inneres beJ;"eit t die Polizeibehörden 

anzuweisen, die im Erkenntnis des Verfassungl;lgerichtsho;fes vom 17.März 1955, 

GZ. M ~~~' 20,/54 1 als Terf~ss~8widrig bezeichnete Praxis· bei der Hand- . 

habung der §§ 2 und 4 des Gesetzes zum Schutze der persönlichen Freiheit 

vom 27. Oktober la62, RG:Bl. Nr. 87t unverzüglich einzustellen und in Hin­

kunft Verhaftungen ohne riohterlichen Befehl· nur mehr bei Gefahr im Ver­

zuge anzuordnen, sowie Verhaftete gemäß § 4 dieaes Gesetzes binnen 48 Stun­

den dem tlntersuchungsrichter tatsächlich und nicht· nur for~ell abzul;i.efern, 

sowie wegen der zur Last gelegten strafbaren ;aandlungen hernach nur mehr 

vom Untersuchungsrichter ausdl'Üoklich angeord,nete Untersuchungshandlungen 

durch zu führ en1 

-..... -.-.-

\ 
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